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Lohnsteuerberatung

StBerG § 4 Nr. 11, § 26 Abs. 2

Die Mitwirkung von Lohnsteuerhilfevereinen an der Vorfinan­
zierung von Lohnsteuer-Erstattungsansprüchen ihrer Mitglie­
der ist erlaubte Hilfe in Lohnsteuersachen (§ 4 Nr. 11 
StBerG) und nicht Ausübung einer anderen wirtschaftlichen 
Tätigkeit im Sinne des § 26 Abs. 2 StBerG auch dann, wenn 
die Lohnsteuerhilfevereine ihren Mitgliedern für Banken Be­
scheinigungen über die voraussichtliche Höhe der Erstat­
tungsansprüche ausstellen, Abtretungserklärungen ihrer Mit­
glieder von den Banken entgegennehmen, Steuerantragsformula­
re entsprechend den Abtretungserklärungen ausfüllen und mit 
diesen zusammen den Finanzämtern übersenden.

BGH, Urt. v. 26. November 1992 - I. ZR 261/90 - OLG Hamburg
LG Hamburg



BUNDESGERICHTSHOF
IM NAMEN DES VOLKES

I ZR. 261/90
URTEIL

Verkündet am:
26. November 1992 
Breskic
Justizangestellte als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

stand, Ernst August St]
e.V., vertreten durch den Vor-

Kläger und Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

L f l M M N M H M  5|Bil e.V. - Lohnsteuerhilfeverein, vertre­
ten durch den Vorstandsvorsitzenden Karl-Heinz 
GecWstraße Ml,

Beklagter und Revisionsbeklagter,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.



Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 26. November 1992 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Piper und die Richter Dr. Erdmann, 
Dr. Mees, Prof. Dr. Ullmann und Starck

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 3. Zivilsenats des 
Hanseatischen Oberlandesgerichts Hamburg vom 4. Ok­
tober 1990 wird auf Kosten des Klägers zurückgewie­
sen .

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Tatbestand:

Die Parteien sind Selbsthilfeeinrichtungen von Arbeit­
nehmern zur Hilfeleistung in Lohnsteuersachen für ihre Mit­
glieder (Lohnsteuerhilfevereine). Sie stehen miteinander im 
Wettbewerb um Mitglieder. Die Ausübung einer anderen wirt­
schaftlichen Tätigkeit in Verbindung mit der Hilfeleistung 
in Lohnsteuersachen ist ihnen untersagt (§ 26 Abs. 2 
StBerG).

Der Kläger beanstandet die Mitwirkung des Beklagten an 
der Vorfinanzierung von Lohnsteuererstattungsansprüchen. Der 
Beklagte händigt seinen Mitgliedern auf deren Wunsch Bestä­
tigungen über die Höhe des voraussichtlichen Erstattungsan­
spruchs aus. Er nimmt schriftliche Abtretungserklärungen 
oder Verpfändungserklärungen seiner Mitglieder, die eine 
Vorfinanzierung in Anspruch nehmen und die diese gegenüber 
der vorfinanzierenden Bank - in der Regel der 
VdBMBfcbank ~ abgegeben haben, von dieser entgegen. Er trägt 
die sich aus den Erklärungen ergebende Bankverbindung für 
die Rückzahlung des Darlehens in die bei ihm noch befindli­
chen amtlichen Formulare für die Steuererklärungen ein. Die 
so ausgefüllten Unterlagen leitet er anschließend zusammen 
mit den Abtretungserklärungen an das Finanzamt weiter.

Der Kläger sieht in dieser Tätigkeit eine nach § 26 
Abs. 2 StBerG unzulässige andere wirtschaftliche Tätigkeit 
und zugleich einen Verstoß gegen § 1 UWG. Er hat hierzu vor­
getragen, der Beklagte habe die einzelnen Teilakte des Zu­
sammenwirkens bei der Vorfinanzierung der Erstattungsansprü-
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che mit der BaWKMKKUKKB V^Bfebank abgestimmt. Der Beklagte 
übernehme einen Teil des für die Vorfinanzierung unerläßli­
chen Verwaltungsaufwands der Bank und unterstütze diese bei 
der Beschaffung der Sicherheiten für das zu gewährende Dar­
lehen. Die eine Vorfinanzierung in Anspruch nehmenden Mit­
glieder des Beklagten wüßten nicht, daß der Beklagte die 
Steueranträge bis zum Eingang der Unterlagen von der Bank 
zurückhalte und erst danach an das Finanzamt weiterleite.

Der Kläger hat beantragt,

den Beklagten unter Androhung von Ordnungsmitteln 
zu verurteilen, es zu unterlassen,

an der Vorfinanzierung von Steuererstattungsansprü­
chen in Verbindung mit der Hilfeleistung in Lohn­
steuersachen und/oder Einkommensteuersachen in der 
Weise mitzuwirken, daß er kumulativ

a) Mitgliedern zum Zwecke der Vorfinanzierung von 
Steuererstattungsansprüchen eine Bestätigung über 
die Höhe des voraussichtlichen Rückerstattungsan­
spruchs aushändigt;

b) schriftliche Abtretungserklärungen oder Verpfän­
dungserklärungen seiner Mitglieder, welche diese 
im Falle einer Vorfinanzierung durch die Ba£BH|
IHMl VBBBBKbank AG zugunsten dieser im Zusammen­
hang mit dem Zustandekommen eines Kreditvertrags
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AG bzw. den mit dieser zusammenarbeitenden Korre­
spondenzbanken entgegennimmt;

c) in die bei ihm noch vorhandenen Anträge seiner 
Mitglieder auf Durchführung des Lohnsteuerjahres- 
ausgleichs oder Einkommensteuererklärungen, die 
sich aus den Abtretungserklärungen/Verpfändungs- 
erklärungen ergebenden Bankverbindungen (B

ße Ü  , qfpBl äm m m m , Nummer des Sonderkontos)
einträgt;

d) die Abtretungserklärungen/Verpfändungserklärungen 
seiner Mitglieder den von ihm bearbeiteten und 
gemäß Buchstabe c) ergänzten Anträgen auf Durch­
führung des Lohnsteuerjahresausgleichs/Einkommen- 
steuererklärungen beifügt und diese zusammen an 
das zuständige Finanzamt weiterleitet.

Der Kläger hat ferner Feststellung einer Schadensersatz­
verpflichtung und Auskunft begehrt.

Der Beklagte ist dem entgegengetreten. Er hat eine unzu­
lässige Zusammenarbeit mit einem Kreditinstitut in Abrede 
gestellt und vorgetragen, das vom Kläger beanstandete Ver­
halten stehe in Zusammenhang mit der nach § 46 der Abgaben­
ordnung (AO) möglichen Abtretung von Steuererstattungsan­
sprüchen und sei daher keine ihm verbotene andere wirt-
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schaftliche Tätigkeit. Die Banken müßten die Voraussetzung 
einer Kreditgewährung selbständig prüfen und ersparten durch 
seine Tätigkeit auch keinen Verwaltungsaufwand.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
des Klägers ist ohne Erfolg geblieben (OLG Hamburg WRP 1991, 
244) .

Mit der Revision verfolgt der Kläger die Klageanträge 
weiter. Der Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe: I.

I. Das Berufungsgericht hat einen Verstoß des Beklagten 
gegen § 26 Abs. 2 StBerG verneint. Es hat dazu ausgeführt: 
Die Mitwirkung des Beklagten an der Vorfinanzierung von 
Lohnsteuererstattungsansprüchen sei keine andere wirtschaft­
liche Tätigkeit im Sinne dieser Vorschrift. Auch bei Beach­
tung ihres Schutzzwecks, der Ausnutzung der Unerfahrenheit 
der Mitglieder von Lohnsteuerhilfevereinen vorzubeugen, ver­
stießen die zum Gegenstand des Klageantrags gemachten Mit­
wirkungshandlungen des Beklagten weder im einzelnen noch in 
ihrer Gesamtheit gegen § 26 Abs. 2 StBerG. Die Ausstellung 
von Bescheinigungen über die Höhe des Erstattungsanspruchs 
(vgl. Klageantrag a) diene der Schaffung der Voraussetzungen 
einer Vorfinanzierung und stehe in einem unmittelbaren Zu­
sammenhang mit der Hilfe in Lohnsteuersachen. Daran ändere 
auch nichts, daß die Banken ohne eine solche Bestätigung die 
Finanzierung nicht vornähmen. Der Beklagte leiste auch bei
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der Entgegennahme der schriftlichen Abtretungserklärungen 
seiner Mitglieder unmittelbar von der BafBHHHBh VflBHHpr 
bank (Antrag b), der Eintragung der sich aus den Abtretungs­
erklärungen ergebenden Bankverbindung (Antrag c), und der 
Weitergabe der Abtretungserklärungen zusammen mit den Steu­
ererklärungen an das Finanzamt (Antrag d) Hilfe in Lohnsteu­
ersachen. Die Angaben in den Abtretungserklärungen gäben ihm 
die Möglichkeit, die Anträge auf Lohnsteuerjahresausgleich 
vollständig und richtig ausgefüllt, wie von den Finanzämtern 
gewünscht, zusammen mit den Abtretungserklärungen einzurei­
chen. Der Beklagte erspare der Bank damit keinen Verwal­
tungsaufwand, da diese die Erklärungen auch unmittelbar an 
das Finanzamt senden könnten. Es sei kein gangbarer Weg, den 
Mitgliedern, die eine Vorfinanzierung wünschten, die unfer­
tig ausgefüllten Steueranträge zurückzugeben. Die Tätigkeit 
des Beklagten sei auch nicht deshalb eine gegenüber der Hil­
feleistung in Steuersachen andere wirtschaftliche Tätigkeit, 
weil durch sie die Vorfinanzierung ermöglicht oder erleich­
tert werde. Der Kläger habe substantiiert auch keine weite­
ren erheblichen Abmachungen über die Zusammenarbeit zwischen 
dem Beklagten und der Ba^BHHHfei V®BBlbank dargelegt. Daß 
Interessen der Mitglieder der Beklagten gefährdet sein könn­
ten, könne mangels gegenteiligen konkreten Vorbringens nicht 
festgestellt werden. Die Mitglieder des Beklagten seien in 
ihrer Entscheidung, ob und bei welcher Bank sie eine Vorfi­
nanzierung in Anspruch nehmen wollten, frei und unbeein­
flußt. Der Kreditkunde brauche nicht darüber aufgeklärt zu 
werden, auf welchem Weg die Abtretungserklärungen an das Fi­
nanzamt gelangten. Der Kläger habe auch unter Berücksichti­
gung des "automatischen Ablaufs" der Vorfinanzierung zwi­
schen der B a ^ ^ H H B * 1 V^MHibank und dem Beklagten nicht
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dargetan, daß wirtschaftliche Interessen der Mitglieder des 
Beklagten gefährdet seien. Es sei auch nicht dargetan, daß 
der Beklagte entgegen einem ausdrücklich erklärten Willen 
eines Mitglieds einen Antrag auf Lohnsteuererstattung bis 
zur Vorlage der Abtretungserklärung zurückhalte.

II. Die Revision hat keinen Erfolg.

1. Nach § 26 Abs. 2 StBerG ist Lohnsteuerhilfevereinen 
die Ausübung einer anderen Tätigkeit in Verbindung mit der 
Hilfeleistung in Lohnsteuersachen untersagt. Die Vorschrift 
dient dem Schutz der zu betreuenden Arbeitnehmer (vgl. BT- 
Drucks. 7/2852, Begründung der Bundesregierung zum Entwurf 
zu einem Dritten Steuerberatungsänderungsgesetz). Daraus 
folgt, wovon auch das Berufungsgericht rechtlich zutreffend 
ausgegangen ist, daß die Vorschrift nicht eng auszulegen 
ist. Mit ihr soll schon im Ansatz der Gefahr vorgebeugt wer­
den, daß die Unerfahrenheit der rechtsuchenden Mitglieder 
des Vereins ausgenutzt und sich die Selbsthilfeeinrichtung 
in ein gewerbliches Unternehmen verwandelt, das nicht auf 
die Interessen seiner Mitglieder abstellt (BFH BStBl II 
1982, 360, 361). Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanz­
hofs (vgl. dazu Gehre, Steuerberatungsgesetz 1981, § 26 
Rdn. 7; Kolbeck-Peter-Rawald, Kommentar zum StBerG, § 26 
Rdn. 15) ist bei der Vermittlung der Vorfinanzierung die 
Grenze einer zulässigen Tätigkeit für Lohnsteuerhilfevereine 
überschritten, wenn diese die Vermittlung der Vorfinanzie­
rung zwar einem fremden Unternehmen überlassen, sie aber 
durch unterstützende Tätigkeit und Zusammenarbeit mit dem 
fremden Unternehmen entscheidend und nachhaltig fördern (BFH 
aaO S. 362). Das ist vorliegend nicht der Fall. Entgegen der
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Auffassung der Revision übt der Beklagte die beanstandete 
Tätigkeit im wesentlichen nicht im Interesse der den Erstat­
tungsanspruch finanzierenden Bank aufgrund einer unzulässi­
gen Absprache mit dieser aus. Die vom Kläger beanstandete 
Mitwirkung des Beklagten bei der Vorfinanzierung der Erstat­
tungsansprüche ist nach den rechtsfehlerfreien Erwägungen 
des Berufungsgerichts vielmehr ein Teil der dem Beklagten 
obliegenden Hilfe in Lohnsteuersachen und erfolgt im Inter­
esse der Mitglieder des Beklagten.

2. Zu Recht hat das Berufungsgericht angenommen, daß dem 
Beklagten nicht untersagt werden kann, Mitgliedern zum Zwek- 
ke der Vorfinanzierung von Steuererstattungsansprüchen eine 
Bescheinigung über die Höhe des voraussichtlichen Rücker­
stattungsanspruchs auszuhändigen (vgl. Klageantrag a). Diese 
Bescheinigung ist zwar für die Bank von wesentlicher Bedeu­
tung, da sie die Entscheidung darüber erleichtert, in wel­
cher Höhe dem Vorfinanzierungswunsch des Kunden - gegen Ab­
gabe einer Abtretungserklärung - entsprochen werden kann. 
Daraus folgt aber entgegen der Auffassung der Revision 
nicht, daß die Aushändigung der Bescheinigung eine andere 
wirtschaftliche Tätigkeit im Sinne des § 26 Abs. 2 StBerG 
sei. Die Angaben in der Bescheinigung über die Höhe des zu 
erwartenden Erstattungsanspruchs sind das Ergebnis der Steu­
erhilfe des Beklagten. Da dieser nach den rechtsfehlerfreien 
und von der Revision auch nicht angegriffenen Feststellungen 
des Berufungsgerichts seinen Mitgliedern nicht von sich aus 
die Möglichkeiten einer Vorfinanzierung anbietet oder ver­
mittelt, sondern die Bescheinigung erst aushändigt, wenn ein 
Mitglied von sich aus den Wunsch einer Vorfinanzierung äu­
ßert, ist die Übergabe der Bescheinigung Bestandteil der
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Hilfeleistung in Steuersachen. Wie das Berufungsgericht zu 
Recht ausgeführt hat, kann es den Lohnsteuerhilfevereinen 
weder angesonnen werden, eine Vorfinanzierung von Steuerer­
stattungsansprüchen durch ihre Mitglieder zu erschweren oder 
gar zu verhindern, noch im Falle der Vorfinanzierung, die 
von Lohnsteuerpflichtigen in weitem Umfang genutzt wird 
(vgl. dazu Klatt, DB 1986, 143), von einer ordnungsgemäßen 
Hilfe in Steuersachen abzusehen.

3. Auch die weiteren Tätigkeiten des Beklagten, die dar­
in bestehen, die Abtretungserklärungen von der finanzieren­
den Bank entgegenzunehmen (vgl. Klageantrag b), die sich aus 
ihnen ergebende Bankverbindung in die amtlichen Steuererklä­
rungen einzutragen (vgl. Klageantrag c) und die Abtretungs­
erklärungen mit den Steuerunterlagen an das Finanzamt wei­
terzuleiten (vgl. Klageantrag d), ist nach den rechtsfehler­
freien Erwägungen des Berufungsgerichts Hilfe in Steuersa­
chen und nicht Wahrnehmung anderer wirtschaftlicher Belange 
des Beklagten. Diese Tätigkeiten werden durch den nach den 
rechtsfehlerfreien Feststellungen des Berufungsgerichts vom 
Beklagten nicht beeinflußten Entschluß der Lohnsteuerpflich­
tigen ausgelöst, eine Vorfinanzierung in Anspruch zu nehmen. 
Als Sicherheit dient bei dieser Finanzierung die nach § 46 
Abs. 1 AO zulässige Abtretung des Erstattungsanspruchs. Die­
se ist nach § 46 Abs. 3 AO der zuständigen Finanzbehörde un­
ter Angabe des Abtretenden, des Abtretungsempfängers sowie 
der Art und Höhe des abgetretenen Anspruchs und des Abtre­
tungsgrundes auf einem amtlich vorgeschriebenen Vordruck an­
zuzeigen; die Anzeige ist vom Abtretenden und vom Abtre­
tungsempfänger zu unterschreiben. Das Fehlen der Anzeige 
oder die Vorlage einer unvollständigen Anzeige lassen die
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Abtretung nicht wirksam werden (Kühn/Kuller/Hofmann, AO,
16. Auf1., § 46 Rdn. 2). Es liegt damit im Interesse der 
Mitglieder des Beklagten, daß die Angaben auf der Abtre­
tungserklärung und in den Steuerunterlagen vollständig sind. 
Nach den zutreffenden Ausführungen des Berufungsgerichts ge­
hört zu den Anforderungen bei Abgabe einer Steuererklärung 
auch die Angabe der Bankverbindung in dem amtlichen Formu­
lar, über die die Rückzahlung erfolgen soll, wobei zu den 
Aufgaben des Beklagten im Rahmen der Steuerhilfe auch eine 
Hilfeleistung bei Einziehung des Erstattungsanspruchs gehö­
ren würde (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 StBerG). Die Hilfe in Steuersa­
chen wäre in Fällen, in denen Steuerpflichtige den Erstat­
tungsanspruch abtreten, nicht abgeschlossen, wenn der Be­
klagte nicht dafür Sorge trüge, daß die Angaben, die zur 
Wirksamkeit der Abtretung erforderlich sind, vollständig und 
richtig aufgenommen werden. Aus diesen Umständen hat das Be­
rufungsgericht auch zutreffend gefolgert, daß der Beklagte 
im Interesse seiner Mitglieder das Formular über den Antrag 
auf Erstattung (Zeile 15-18) erst ordnungsgemäß ausfüllen 
kann, wenn er davon Kenntnis hat, ob und durch welches Un­
ternehmen eine Vorfinanzierung mit Sicherungsabtretung er­
folgt ist und daß er sich diese Kenntnis zuverlässig durch 
die Entgegennahme der Abtretungserklärung, die er dem Steu­
erformular - wie vom Finanzamt gewünscht - dann auch beifü­
gen kann. Daß der Beklagte zunächst den Steuerantrag beim 
Finanzamt einreichen könnte und der steuerpflichtige dann im 
Falle einer Vorfinanzierung und Sicherungsabtretung die er­
forderlichen Urkunden nachreichen könnte, begründet - entge­
gen der Auffassung der Revision - nicht die Annahme, der Be­
klagte leiste bei dem im Interesse seiner Mitglieder gewähl­
ten Weg der Abwicklung eine andere wirtschaftliche Tätigkeit
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im Sinne des § 26 Abs. 2 StBerG. Der vom Beklagten gewählte 
Weg mag auch dem Sicherungsinteresse der Banken dienen. Dies 
ist aber eine bloße Folgewirkung der Tätigkeit des Beklagten 
im Rahmen der Lohnsteuerbetreuung und läßt sich von dieser 
nicht trennen. Auch die Revision vermag nicht aufzuzeigen, 
daß der Beklagte dabei eine Tätigkeit entfaltete, die über 
den Rahmen der Hilfe der Lohnsteuerberatung hinausginge.

4. Der Auffassung der Revision, der Beklagte verfolge 
bei seiner Mitwirkung an der Vorfinanzierung eigene, mit 
seiner Hilfstätigkeit nicht vereinbare Interessen, weil er 
den Mitgliedern nicht offenbare, daß er die Steueranträge so 
lange bei sich behalte, bis er die Angaben aus den ihm von 
den Banken zu übersendenden Abtretungserklärungen eintragen 
könne, kann nach den getroffenen Feststellungen des Beru­
fungsgerichts nicht beigetreten werden. Daß der Beklagte ge­
gen einen ausdrücklich erklärten Willen der Mitglieder die 
Unterlagen zunächst nicht an das Finanzamt absende, hat der 
Kläger selber nicht behauptet. Erfahrungsgemäß wollen die 
Mitglieder des Beklagten, die eine Vorfinanzierung wünschen, 
diese auch in Anspruch nehmen können, ohne daß dabei Risiken 
auftreten. Da nach den Feststellungen des Berufungsgerichts 
der Weg, den Mitgliedern des Beklagten die Steueranträge un­
vollständig ausgefüllt zurückzugeben, praktisch nicht gang­
bar ist, sondern allein die Vervollständigung der Unterlagen 
und deren einheitliche Weitergabe für die vorfinanzierungs­
willigen Mitglieder des Beklagten eine ordnungsgemäße Steu­
erhilfe darstellt, ergibt sich auch aus der damit notwendi­
gerweise verbundenen kurzfristigen Verzögerung der Abgabe
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der Erklärungen nicht, daß der Beklagte deshalb eine andere 
wirtschaftliche Betätigung im Sinne des § 26 Abs. 2 StBerG 
ausübe.

5. Ohne Rechtsverstoß ist das Berufungsgericht des wei­
teren davon ausgegangen, daß der Vortrag des Klägers über 
eine Zusammenarbeit des Beklagten mit der finanzierenden 
Bank keine stichhaltigen Rückschlüsse auf eine unzulässige 
Tätigkeit des Beklagten zuläßt. Da der Kläger zum Inhalt der 
Absprache nur noch allgemein behauptet hat, das Zusammenwir­
ken des Beklagten mit der finanzierenden Bank sei abgestimmt 
gewesen, hat das Berufungsgericht zu Recht davon abgesehen, 
hierzu Beweis zu erheben. Selbst wenn aber diese Behauptung 
zuträfe, folgte daraus nicht, daß das Verhalten des Beklag­
ten nicht mehr im Rahmen der Ihm gestellten Betreuungsaufga­
ben läge. Das Berufungsgericht hat insoweit rechtsfehlerfrei 
dargelegt, daß gewisse Kontakte zwischen dem Beklagten und 
der finanzierenden Bank, wie die Übersendung von Unter­
schriftsproben des Beklagten zur Absicherung der ausgestell- 
ten Bestätigungen nicht zu beanstanden und eine Beeinträch­
tigung der Interessen der Vereinsmitglieder nicht erkennbar 
seien. Das liegt nach den zutreffenden Erwägungen des Beru­
fungsgerichts auch deshalb fern, weil die Mitglieder des Be­
klagten in ihrer Entscheidung, ob und bei welchem Kreditin­
stitut sie eine Vorfinanzierung durchführen wollen, frei 
sind und vom Beklagten nicht beeinflußt werden. Sonstige Um­
stände, die eine Gefährdung der Interessen der Mitglieder 
des Beklagten begründen könnten, hat das Berufungsgericht 
nicht festgestellt.
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111. Danach war die Revision des Klägers mit der Kosten­
folge aus § 97 Abs. 1 ZPO zurückzuweisen.

Piper Erdmann Mees

Ullmann Starck
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